
 
Handlungen, die geeignet sind und in der Absicht vorgenommen werden, das friedliche 
Zusammenleben der Völker zu stören, insbesondere die Führung eines Angriffskrieges 
vorzubereiten, sind verfassungswidrig. Sie sind unter Strafe zu stellen. (Grundgesetz der 
Bundesrepublik Deutschland, Artikel 26, Satz1) 
 
Raus aus Afghanistan. Jetzt! 
Fast 11 Jahre schon dauern Krieg und Bundeswehreinsatz in Afghanistan. Angeblich ging 
es darum, die Hintermänner des 11.9. zu fassen. Doch statt Polizei schickte man Bomben 
und Soldaten, keiner kam je vor Gericht. Dann hieß es, man wolle das Land 
wiederaufbauen und demokratisieren sowie die Rechte der Frauen stärken. Doch auch 
dieser Krieg führte vorhersehbar zur Katastrophe für die Menschen. Die Lebensverhältnisse 
sind schlechter als zuvor. Nichts ist gut in Afghanistan.  
Vor 9 Jahren begannen die USA und ihre Verbündeten ihren Krieg gegen den Irak. Angeblich 
ging es um die Vernichtung von Massenvernichtungswaffen. Sie wurden nicht gefunden. 
Dann sollte es darum gehen, Demokratie herzustellen. Demokratische Verhältnisse sind nicht 
in Sicht. Auch dieser Krieg führte in die Katastrophe. Der Lebenstandard im Ölland Irak sackte 
auf das Niveau der ärmsten Länder ab.  
Im letzten Jahr führte die Nato Krieg gegen Libyen. Angeblich ging es darum, eine 
Flugverbotszone zum Schutz der Menschen herzustellen. Niemand wurde geschützt. Laut 
der neuen Führung starben 50000 Menschen, viele davon unter den Bomben der Nato. 
Auch dieser Krieg wurde zur Katastrophe. Hilfsorganisationen berichten heute wieder von 
Massenmorden und Folter. Statt gegen Gaddafi demonstrieren die Menschen heute gegen 
die mit Hilfe der Nato an die Macht gelangten neuen Machthaber für demokratische 
Verhältnisse. 
 
Stoppt die Kriegsvorbereitungen gegen Iran und Syrien! 
Heute, heißt es, müsse das Kernenergieprogramm des Iran gestoppt werden, um ihn am 
Bau von Atombomben zu hindern. Für ein iranisches Atomwaffenprogramm gibt es keine 
belastbaren Beweise. Die USA aber, Hauptankläger gegenüber dem Iran, planen, ihr 
Atomwaffenarsenal mit 8 Milliarden Dollar zu "modernisieren". Statt ernsthaft über 
Sicherheiten für beide Seiten zu verhandeln, setzen die Atomstaaten auf eine 
völkerrechtswidrige Drohkulisse. Nahezu offen wird ein neuer Krieg vorbereitet. Zur 
"Ausschaltung" iranischer Atomanlagen stehen Atomraketen bereit. 
Heute heißt es auch, in Syrien müsse ein Regimewechsel erfolgen. Bereits jetzt werden die 
syrischen Aufständischen offen militärisch von der Türkei und anderen unterstützt. Auch in 
Syrien muss ein neuer Interventionskrieg nach dem Muster Libyens befürchtet werden. 
Tatsächlich geht es bei Syrien weder um Menschenrechte noch um Demokratie - 
grundlegend für die Demokratie ist es, zu verhandeln statt konsequent alle 
Verhandlungsvorschläge abzuschlagen - sondern um das Vorfeld zum Schlag gegen den 
Iran. 
Warum scheinen sich die Regierungen der NATO-Staaten zu weigern, Lehren aus den 
Katastrophen der jüngsten Kriege zu ziehen? Weil es beim Krieg führen eben nicht um die 
Menschen geht, sondern um handfeste Interessen: Den Zugriff auf Öl und Rohstoffe und 
ihre Transportwege. Dazu werden unbequeme Regimes durch den Einsatz von 
militärischen Mitteln gewaltsam gestürzt. Regierende wie Medien entdecken Diktaturen 

immer nur dort, wo sie nicht oder unzureichend kooperieren. Niemals dort, wo sie wie z.B. 
Saudi Arabien und andere Golfstaaten, den westlichen Interessen entgegen kommen.  
Mit dieser neokolonialistischen Politik, die sich die Rohstoffe mit Waffengewalt aneignet und 
die Menschen zu Opfern von Kriegen und ihren desaströsen Folgen macht, muss endlich 
Schluss sein!  
 
Atomwaffen verschrotten! 
Eine solche Politik trägt letztlich auch die steigende Gefahr des Einsatzes von Atomwaffen 
durch die atomwaffenbesitzenden Staaten in sich. Mit dem Aufbau eines sogenannten 
„Raketenabwehrschildes“ in Europa, dessen Zentrale im rheinland-pfälzischen Ramstein 
errichtet werden soll, wird die Schwelle zum Einsatz atomarer Waffen abgesenkt.  
Weltweit lagern 20.000 Atomsprengköpfe, die die Menschheit mehrfach vernichten können. 
Auch in Deutschland sind weiterhin Atomwaffen stationiert.  
Die Ostermärsche stehen in der Tradition des Kampfes gegen die Atomkriegsgefahr. 
Auch zum diesjährigen Ostermarsch fordern wir ein Ende aller Kriege, ein Ende aller 
militärischen Drohungen und politischen Optionen, ein Ende der Atomkriegsgefahr!  
 
Hände weg vom Krieg gegen Iran oder Syrien! Raus aus Afghanistan! 
Atomwaffen abrüsten! 
Auch deutsche Außenpolitik darf sich keine militärischen Optionen vorbehalten. Das 
verlangt das Grundgesetz schon als unabweisbare Lehre aus der eigenen Geschichte.  
Dennoch sind Aufrüstung, Kriegsvorbereitung und eine zunehmende Militarisierung deutlich 
zu beobachten.  
Die Bundeswehr wird zur "Armee im Einsatz" umgerüstet. Statt bisher 7.000 Soldaten 
sollen demnächst 15.000 gleichzeitig in Kriegseinsätze geschickt werden. Der 
Umbauprozess und die Aussetzung der Wehrpflicht dienen nicht dem Frieden, sondern 
sollen die Bundeswehr für den weltweiten Einsatz rüsten. 
Die Bundeswehr wirbt in aller Öffentlichkeit um Nachwuchs für ihr neues Konzept bei 
feierlichen Gelöbnissen, bei Messen und Stadtfesten, in Arbeitsagenturen und auch an 
Schulen. Auch das Kultusministerium Baden-Württemberg hat mit der Bundeswehr eine 
Kooperationsvereinbarung geschlossen, die der Bundeswehr einen bevorzugten Zugang zu 
den Schulen verschafft. 
Mit Krieg und Rüstung wird Geld verdient: Deutschland hat sich Platz 3 der 
Rüstungsexportnationen gesichert. Auch in Baden-Württemberg sitzen die Profiteure des 
Krieges, allen voran Europas zweitgrößter Rüstungsproduzent EADS. Über ein Dutzend 
Firmen im Bodenseeraum produzieren schwere Waffen. In Oberndorf widmet sich Heckler 
& Koch dem tödlichen Geschäft mit der Rüstung. Die dort produzierten Handwaffen sind in 
nahezu jedem kriegerischen Konflikt auf dieser Erde im tödlichen Einsatz.  

• Kein weiterer Umbau der Bundeswehr zur Interventionsarmee! 
• Kein Werben fürs Sterben und fürs Töten an Schulen, Jobzentren, Messen und 

Volksfesten! 
• Umstellung der Rüstungsproduktion auf zivile Produkte. Stopp aller 

Rüstungsexporte! 
• Keine Rüstungsforschung! Zivilklausel für Hochschulen und 

Forschungseinrichtungen!l 
Statt einer Politik der militärischen Optionen brauchen wir eine Politik des 
gleichberechtigten Austausches von Gütern und Ideen, der Zusammenarbeit zwischen den 
Staaten und Menschen, der Bekämpfung von Hunger, Krankheit und Armut.  
Kurz: Vernunft muss her, statt Militär!  

Aufruf zum Ostermarsch 2012:  

Hände weg vom Krieg! 
Atomwaffen ächten! Abrüsten!



 
bisher rufen u.a. auf (Stand 14.3..2012)  
Friedensnetz Baden Württemberg ● AnStifter - Bürgerprojekte gegen Gewalt und 
Vergessen ● AWC Deutschland e.V. - Vereinigung der Weltbürgerinnen und Weltbür-
ger, Landesgruppe BW und RP ● Deutscher Freidenkerverband Baden-Württemberg 
und Stuttgart ● DFG-VK Baden-Württemberg ● Die Linke Baden-Württemberg ● DKP 
Baden-Württemberg ● Friedensbündnis Esslingen ● Friedensbündnis Karlsruhe ● 
Friedensbüro Heilbronn ● Initiative gegen Waffen vom Bodensee ● Offenes Treffen 
gegen Krieg und Militarisierung Stuttgart (OTKMS) ● ökumenische Aktion Ohne 
Rüstung Leben ● Pax Christi Rottenburg-Stuttgart ● Personalvertretung Uniklinikum 
Tübingen ● VVN - Bund der AntifaschistInnen Baden-Württemberg ● Waldheim 
Gaisburg e.V. ●  
 
Karin Binder, MdB Die Linke, Karlsruhe ● Anette Groth, MdB Die Linke Stuttgart, ● 
Joachim Guillard, Heidelberg ● Heike Hänsel, MdB Die Linke, Tübingen ● Bernd 
Hecktor, Weissach i.T. ● Reiner Hofmann, Stuttgart ● Hajo Kahlke, Heidelberg ● Ulrike 
Küstler, Stadträtin, Stuttgart ● Dieter Lachenmayer, Stuttgart, ● Dr. Dietrich Schulze, 
Beirat NaturwissenschaftlerInnen-Friedensinitiative ● Lydia Trueten, IGM Vertrauens-
frau, Esslingen ● Thomas Trueten, IGM Vertrauensmann, Esslingen ● Werner Winter, 
Heilbronn 
 

Vernunft muss her, statt Militär! 
 
Ich/ wir unterstützen den Aufruf zum Ostermarsch (Mit der Bitte um inhaltliche Unterstützung 
ist auch die Bitte um einen Beitrag zu den Kosten, entsprechend den eigenen Möglichkeiten 
verbunden. Faustregel: Einzelpersonen 10 €, örtliche Gruppen 25 €, überregionale Organisationen 125 
€) 
Name bzw Name der Initiative/Organisation: 

Adresse, email, Telefon, Fax
 

und tragen mit Euro __________________ zu den Kosten der Aktion bei 

Unterschrift:

 
Bitte einsenden an: Friedensnetz Baden-Württemberg, Spreuergasse 45, 70372 Stuttgart,, Tel. 0711 6071784, Fax 600718, 
info@friedensnetz.de, www.friedensnetz.de, 
Spendenkonto f. Friedensarbeit: Förderverein Frieden e.V Konto f. Organisationsbeiträge zum Ostermarsch: P. 
VB Stuttgart, Kto.Nr. 563131004, BLZ 60090100  Russmann Skto. Friedensnetz, Nr. 6520706 (60010070) 

stermarsch 2012:              
 

Hände weg vom Krieg! 
Atomwaffen ächten! 

Abrüsten! 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
   

Stuttgart 
Karsamstag, 7. April 2012 

13 Uhr Lautenschlagerstr. (gegenüber Hbf),  
ca. 14.30 Uhr Kundgebung Schloßplatz 

V.i.S.d.P. :Dieter Lachenmayer  

Karsamstag, 7. April 2012 
Ostermarsch in Stuttgart  
13 Uhr Lautenschlagerstr. (gegenüber Hbf) 
 
Ca. 14.30 Uhr Kundgebung Schlossplatz 
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